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Zur StreiLlage in Stuttgart.
Die Vorgänge in Bayern.

* Die Arbeiter bei Daimler in Untertürkheim und
Sindelfingen, bei Bosch und Eisenmann in Stuttgart haben
gestern die Arbeit noch nicht ausgenommen; es arbeiten dort
nur die Büwangestellten. Die Staatsregierung giebt amt¬
lich bekannt, daß sie leider noch nicht in der Lage sei, den
Belagerungszustand aufzuheben, da die Spartakisten durch
ihre Gewaltpolitik die Arbeiterschaft in den großen Be¬
trieben und auch im städtischen Gaswerk an der Wieder¬
aufnahme der Arbeit verhindert haben. Die Regierung hat
nochmals ein Verbot gegen das Tragen von Waffen er¬
lassen. die Polizeistunde wird auf 9 Uhr abends festgesetzt
von 10 abends ab ist der Straßenverkehr verboten. Wie
nötig das Verbieten des Waffentragens ist. ersieht man
aus den verschiedenen Vorgängen anläßlich der Umzüge.
Ein Schuß ans der Menge vor der Moltkekaserne halte
eine allgemein« Schießerei zur Folge. Sowie die Streiken¬
den Sänrßrssffe» besitze«, sind wütige Zuschmmenstöh« un¬
vermeidbar. In Eßlingen nahm die streikende Menge bei
Ankunft einer Abteilung Isnyer Jäger, die zur-Abwehr
der Spartakisten eingetroffen war, eine drohende Haltung
ein. Als sich einige freche Burschen auf die Munition»
stürzten und sich Handgranaten aneigneten, gaben die Trup¬
pen eine Salve in die Luft ab. Zu gleicher Zeit wuchs
ober schon eine Handgranate gegen die Soldaten geworfen,
wobei sechs von ihnen verwundet wurden Natürlich schossen
nun die Soldaten in die Menge, und verwundeten mehrere
Personen, von denen zwei inzwischen gestorben sind. 3n
Stuttgari-Ostheim wurde am 2. April vormittags eine9
Mann starke Patrouille der Sicherheits-Kompagnie von der
Menge umringt und zur Abgabe der Waffen aufgefordert.
Die Soldaten erlangten aber wieder Bewegungsfreiheit, als
eine von anderer Seite anmarschierende Patrouille ankam.
Die Patrouille wurde aber auf ihrem weiteren Weg noch¬
mals tätlich angegriffen. Zwei Kameraden wurden durch
Schliffe verletzt, sodaß die anderen schließlich sich genötigt
sahen, mit den Verwundeten sich in ein Haus zu flüchten.
Eine größere Anzahl Aufrührer folgte ihnen in das Haus
und verlangte von den Einwohnern die Auslieferung unter
Drohung. Durch die Bemühungen des Wohnungsinhabers
wurden die Eindringlinge die sich anschickten, die Soldaten
niederzuschlaaen, von Gewalttaten in der Wohnung zurück-
gehalten. Während2 Soldaten bei einem verwundeten
Kameraden belasten wurden, wurden die 4 übrigen auf die
Straße gezerrt und dort von der johlenden Menge mit
Stockhieben und Kolbenschlägen empfangen. Einer von
Ihnen, der Soldat Christian Kirchherr, ein 19 jähriger
Bäcker von Rehmühle, O.-A. Calw, wurde, nachdem er
sich seinen Peiniger« einigermaßen entledigt hatte, durch den
Kopf geschossen, und dann mit Prügeln und Stöcken so¬
lange geschlagen, bis er kein Lebenszeichen mehr von sich
gab. Der Tote wurde dann ans den Luisenplatz geschleppt
und auf eine Bank gelegt, wo er mit zusammengedundenen
Händen aufgefunden wurde. Als Haiipttater sind 14 Per¬
sonen festgenommen worden, die nach den Gesetzen des Be¬
lagerungszustandes sofort standrechtlich erschossen— werden
sollten. Diese viehische, jedes menschlichen Gefühls bare
Handlungsweise kann nicht anders gesühnt werden, wenn
die Regierung überhaupt Ordnung schaffen will. Es ist
klar, wenn solche verbrecherische Elemente misten, daß sie
schließlich auch öffentlich morden dürfen, ohne zur schärfsten
Verantwortung gezogen zu werden, so werden die Gewalt¬
taten gegenüber den Organen der öffentlichen Sicherheit
nicht oufhören. Die Soldaten der bichrrheitskompagnien aber
werden zu möglicher Zurückhaltung angewiesen, trotz des
Belagerungszustandes, d:r ihnen das Recht geben sollte,
jeder Ansammlung von Menschen, vor allem aber jeder
Bedrohung sofort mit Waffengewalt entgezenzutreten. Die
Menge kennt diese schwierige Lage der Soldaten, und nützt
sie aus. Wüßten die Rädelsführer und Aufrührer, daß die
Sicherheitskompagnien die Anweisung haben, mit rücksichts¬
loser Schärfe sofort vorzngehen, so käme es weder zu
Volksansammlungen noch zu Angriff«« auf die Sicherheits-
organe. So aber werden wir keine Ruhe bekommen, die
wir zu praktischer Arbeit nötig habxn. Es handelt sich
doch bei diesen Ausschreitungen nickt um Bestrebungen zur
Verbesserung der wirtschaftlichen Lage der Arbeiter, für

deren Zukunft durchd. vorliegenden Gesetzentwürfe cny denk¬

bar günstigste Weste gesorgt werden soll, es handelt sich
hier doch nur um eine planmäßige Vergewaltigung aller
derer, die auf Grund ihrer wirtschaftlichen Verhältnisse und
ihres Berufs nicht mit den Ideen der Kommunisten und
Spartakisten und ihres Anhangs von dunkelsten Elementen
einverstanden sind. Die Gesinnung der Mehrheit des Volkes
aber mit dem Revolver in der Hand von heute auf morgen än¬
dern zu wollen,das ist das wahnsinnigeUntersangenderSpartaki-
sten, von denen 99 Prozent, wenn sie heule zu Vermögen
kämen, morgen dem Kommunismus Lebewohl sagen wür¬
den. Die Regierung, in der eine ganze Reihe von Arbeiter¬
führern sitzt, trifft doch wahrlich alte Vorkehrungen, um den
Arbeitern die Früchte ihrer Arbeit zu sichern. Der ver¬
nünftige Arbeiter hat daher wirklich keinen Grund, sich für.
solche fanatische, Experimente am Dolkskörper herzugeden,
denn der soziale Gedanke, der durch die Revolution zur
vollsten Entwicklung gekommen ist, wird nicht mehr unter¬
drückt werden können, es sei denn als Folge der Ueber-
grisse des Spartakismus.

Zn Möschen Hot die Ananstnnq der MtnepiöM
schon großartige vo!k« r«HchchMche Ptäne aus de« Plan
gebracht. Es soll ein Gesetz über die Enkignung von Ver¬
mögen und Vermögens» «rten dereits fertig vorliegen. Da¬
nach wird jeder Vemrögonswert über 10000 Mark fest-
gestellt. Aus dem Vermöge» wird eine Abgabe erhoben.
Der Rest wird dem Inhaber vom Staat mit 3 bis 4
Prozent verzinst. Das Vermögen selbst gehört dem
Staat . Natürlich hat man olle Zeitungen besetzt und „ver¬
gesellschaftet". und so bringen jetzt die „Münchner Neuesten
Nachrichten" einen Ausruf an das bayerische Volk, daß das
werktätige Volk jetzt Herr seines Geschicks sei. Die Dikta¬
tur des Proletariats bezwecke die Verwirklichung eines
wahrhaft sozialistischen Gemeinwesens, in dem jeder ar¬
beitende Mensch sich am öffentlichen Leben beteiligen solle.
Der Landtag, das unfruchtbare Gebilde des überwundenen
kapitalistischen Zeikaliers, sei aufgelöst, das von ihm ein¬
gesetzt« Ministerium sei zurückgetreten. Es werde eine
Rote Armee gebildet, und die Verbindung mit Rußland
und Ungarn ausgenommen. Dagegen werde jedes Ver¬
banden mit der verächtlichen Regierung Ebert-Scheidemann-
Noske-Erzberger abgelehrt, weil diese unter der Flagge einer
sozialistischen Republik das imperialistische, militaristische
Geschäft des in Schmach zusammengebrochenen deutschen
Kaiserreichs fortsetze. Daß die bisherige Regierung
jedoch nicht abgedankt hat, zeigt ein Erlaß des
Ministerpräsidenten Hoffman», daß die Regierung ihren
Sitz von München verlegt habe, se bleibe aber die einzige
Inhaberin der höchsten Gewalt in Bayern. Sie will sich
also anscheinend auf das Land stützen. Aber in den großen
Städten, tn Augsburg, Würzburg und Regeusburg wurde
sie Räterepublik ebenfalls ausgerusen. Rur Nürnberg
cheint noch ruhig zu sein. Dort tagen zur Zeit die Mehr-
leitssozialisten, die sich gegen die Diktatur einer Klasse aus¬

gesprochen haben. Die Regierung will den Landtag nach
Bamberg einberufen, sie will die regierungstreuen Truppen
auffordern, sich zum Schutz der Demokratie zur Verfügung
zu stellen. Wie sich die Dinge weiter entwickeln werden,
ist heute noch nicht vorauszusagen. 0 . 8.

Verhängung des Belagerungszustandes in München
im Intreffe der Sicherheit des Proletariats.
München, 7. April. Das Generalkommando des

Bayer. A.-K. gibt bekannt: Unter dem Heutigen wurde
die Räterepublik in Bayern ausgerufen. Belagerungszu¬
stand: Für den Bereich des I . Bayer. A.-K wird bis auf
weiteres der verschärfte Belagerungszustandverhängt. Zu¬
sammenrottungen und Demonstrationen sind strengstens ver¬
boten. Wer tätlich gegen die Vertreter der Räterepublik
vorgeht, wer plündert, raubt oder stiehlt, wird erschossen.
Der im Korpsbereich des 1. Bayer. A.-K. verhängte Be¬
lagerungszustand und das Etandrecht werden nur im In¬
teresse der Sicherheit des Proletariates bis ans weiteres
ausrecht erhalten. Die Polizeistunde ist auf abends zehn
Uhr, an Samstagen und Sonntagen auf abends 11.30
festgelegt. Eine Stunde nach Eintritt der angegebenen
Zeit hat alles in seiner Behausung zu sein. Das Recht
der Straße gehört der klaffenbewußten Arbeiterschaft. Die
revolutionären Soldaten, welche den Schutz der Arbeiter¬
klassen übernommen haben, sorgen sür die Durchführung
dieser Anordnung.

Der Regierungsvorschlag zur Festlegung des Räte-
systems in der Reichsverfassung.

Berlin, 5. April. Das Kabinett hat die nachstehen¬
den Abänderungsvorschläge zum Artikel 34 der Reichsver¬
fassung angenommen. Die Arbeiter sind dazu berufen,
gleichberechtigt, in Gemeinschaft mit den Unternehmern, an
der Regelung der Löhne und Arbeitsbedingungen, sowie an
der gesamten wirtschaftlichen Entwicklung der produktiven
Kräfte mitzuwirken. Die beiderseitigen Organisationen und
ihre tariflichen-Vereinbarungen werden anerkannt. Die A^
beiter erhalten zur Wahrnehmung ihrer sozialen und wirt¬
schaftlichen Interessen nach Betrieben- und Wirtschaftsge¬
bieten gegliederte gesetzliche Vertretungen in Betriebs- und
Bezirksarbeitc:eilten und einem Reichsarbelterrat. Die Be-
zirkrsarbeiterrä-: :md der Reichsarbeiterrat treten zur Erfüll¬
ung gesamtni.-.tschasllicher Hlusaaden und zur Mitwirkung
bei der A»sMpmng der SozitSsiemW-sgesttz« mit den Tes-
Inömgrn der zu B^ dL-s» dBchaftsrkten und
einem Neichs» tlychastsrat zusammen. Sozialpolitische und
wirtschastspoiitische Gesetzentwürfe von grundlegender Bedeu¬
tung sollen von der Reichsregierung vor ihrer Einbringung
beim Reichstag dem Reichswirtschastsrate zur Begutachtung
vorgelegt werden. Der Reichswirtschaftsrat hat das Recht,
selbst solche Gesetze beim Reichstag zu beantragen, die ebenso
wie Vorlagen der Reichsreaierung oder des Reichsrates zu
behandeln sind. Den Arbeikr-und Wirtschaftsräten können
auf den ihnen überwiesenen Gebieten Kontroll- und Ve>
waltungsbefugnisse übertragen werden. Aufbau und Auf¬
gaben der Arbeiter- und Wtrtschastsräte, sowie ihr Verhält¬
nis zu anderen sozialen Selbstoerwaitungskörpern werden
durch Reichsgesetz geregelt. . . . Zu diesem Zusatzartikel
soll eine ausführliche Begründung beigeg-ben werden.

Die Berliner Mehrheitssozialistenund die Lage.
Berlin, 7. April. In Berlin tagte gestern die Gene¬

ralversammlung des Bezkksverdands Groß-Berlin her So¬
zialdemokratischen Partei. Es wurde milgeteilt, daß sich
das System der sozialdemokratischen Betriebs-Vertrauens¬
männer gut bewährt habe. Gegenüber der Behauptung, daß
in der Sozialisierung die Partei und besonders die Natio¬
nalversammlung versagt hätten, führte Hermann Müller
aus, daß, da das ganze Wirtschaftsleben dornlederliege,
fast alle Voraussetzungen der Sozialisierung fehlten. Unter
diesen Umständen dürfe man nicht experimentieren, sondem
man muffe mit der Sozialisierung äußerst vorsichtig umgehen.
Nach russischem Muster dürfe man sie nicht betreiben, sonst
würde man unser Wirtschaftsleben nicht heben, sondern aufs
schwerste schädigen. Zu den Anträgen gegen die Frei¬
willigenkorps sagte de.selde Sprecher, die Regierung sei in
die bitterste Notwendigkeit versetzt worden, sich zur Auf¬
rechterhaltung geordneter Zustände auf diese Verbände zu
stützen. Die Regierungstruppen seien bis jetzt die Stütze
der Demokratie gegen die Diktatur. Die Kritik an der
Partei solle immer getragen sein von der Erkenntnis dessen,
was möglich sei. Für die sozialdemokratische Mehrheits¬
portei, soweit sie die Verantwortung trage, handle es sich
jetzt nicht um die Partei, sondem um das Wohl des
ganzen Volkes.
Versuche zur Herbeiführung«»«er militärische« Revolte

zwecks Sturzes der Reichsregieruug.
(WTB .) Berlin , 4 . April . In mehreren Städten ist

in der letzten Zeit der Versuch gemacht worden, militäri¬
sche Formationen für eine im April vorzunehmend«
militärische Revolte zum Zweck des Sturzes der Regie¬
rung , der Sprengung der Nationalversammlung und der
Ausrufung der Räterepublik zu -gewinnen . So fanden in
Magdeburg und Berlin Besprechungen statt , an denen
neben Soldaten Mitglieder der Unabhängigen Sozial¬
demokraten teilgenoinmen haben . In erster Linie solle«
Soldaten des Magdeburger 4. A.-K., dessen Zentralrat an
den Erörterungen beteiligt war , und Formationen des
21. und 16. A.-K. an dem Unternehmen beteiligt sein.
Die beiden letzten A.-K. hatten früher ihren Standort in
Lothringen . Die Regimenter demobilisierten in Orten,
die im Bezirk des 4. A.-K. liegen . Die Leute sind nicht
immer aut untergebracht . Die Unteroffiziere find wegen
ihrer Zukunft besorgt. Dir vorhandene Unzujriedenheit



MMR » vörHrdchettschŝ Mitffche Dkahiziehei llüSirWst,
indem sie den politisch und wirtschaftlich wenig erfahrenen
Oldsten klarzumachen suchten, es sei nur nötig , die Re-
tzierung zu stürzen, um ihnen eine angenehme Zukunft zu
garantieren . Das hat bis zu einem gewissen Grad bei
seiner Anzahl von Soldaten gewirkt , da ihnen der Erfolg
Ms ganz sicher in Aussicht gestellt wurde . Nachdem in
Magdeburg der Plan erörtert worden war , ist in den
Atzten Tagen von den Verschwörern in Berlin bei Trup¬
penteilen der Versuch gemacht worden , sie zur Teilnahme
mn dem Handstreich zu gewinnen . Der Plan ist der Ne¬
uerung in seinen Hauptteilen bekannt . Für alle Fälle
Hat der Reichswehrminister als Oberkommandterender
^Verordnungen getroffen , durch die gewährleistet wird , daß
Wieder Erhebungsvrsuch auf das nachdrücklichste unterdrückt
, «werden kan«.
'Der Reichsjustizminister von Magdeburger

Spartakisten festgehalteu.
Magdeburg, 7. 2lpril. Mitglieder des Wachregi-

MMts haben heute mittag den Neichsjufttzminister Lands»
Herg, den kommandierenden General des 4. A.-K., von
^Kleist, und einen Hauptmann des Generalstabes als Gei¬
seln für den verhafteten Führer der Unabhängigen, Bran¬
des, und der beiden Mitglieder des Zentralsoldatenrates,
Arge! lind Felkel, festgenommen und unter starker Bervach-

Auiq nach der Kaserne Hafensberg gebracht. Auch die
.Festnahme anderer, in der politischen Bewegung stehenden
-Männer aus den Reihen der Soziaidenwkratke und der
bürgerlichen Parteien ist geplant. Die Haltung der Gar¬
nison ist nicht fest; ein großer Teil sympathisiert mit den
Ärabhängigen,

Deutschlands Ernährung hängt von der Arbeit ab.
Berlin, 7. April. Von zuständiger Seite wird mit-

Heteilt: Die uns zum Ankauf von Lebensmittel zur Ver¬
fügung stehenden Zahlungsmittel haben zunächst ausgereicht,
«in die von der Entente garantierte Menge zu kaufen.
Das erste von Deutschland freihändig anzukaufende Mo-
lnatskontigent konnte aber nur zum Teil gekauft werden,
iveil die Zahlungsmittel fehlten. Die weitere Versorgung
'Deutschlands hängt von der Beschaffung weiterer Zahlungs¬
mittel ab. Wenn die Kohlenvesörderung länger stockt,

»mutz Deutschlands Ernährung zusammenbreche», bevor
E eig ene Ernte zur Verfügung steht.

Zur WasscusliWM- und McdensskW.
33 Jahre lang Schuldkxechte der Entente!

Paris , 7. April. (Havas.) Vesnitsch bestätigte dem
Deist Puristen, daß die Regierung des serbisch-kroatisch-
fiovenischen Staates dem Viererrat eine Note übergeben
.Habe, die vorschlägt, die strittigen territorialen Fragen durch
>Volksabstimmung zu erledigen. Dem Journal zufolge be-
Mgt die erste Entschüdigungszahlung 25 Milliarden, davon
5 Milliarden als Zahlung für die Deutschland nötigen Roh¬
stoffe. Frankreich erhält von dieser Summe etwa, 10 Milli¬
arden, Belgien9 Milliarden. Der Rest der Entschädigung
erstreckt sich auf eine Periode von 33 Fahren.
England und Frankreich bleiben brüderlich vereint.

Paris , 6. April. Havas meldet: Einem Berichte des
'Petit Parisien" zufolge gab Llbyd George folgende Er¬
lklärung ab: Es ist dringend notwendig. Uber die gegen-
'wattigen Beziehungen zwischen Frankreich und England
'Klarheit zu verbreiten. Nichts ist gefährlicher, als die Ver¬
breitung irrtümlicher Nachrichten, die die Völker aufregen,
dis Atmosphäre vergiften und, was um jeden Preis ver¬
mieden werden sollte,- Mißverständnisse zwischen England
und Frankreich aufkommen laßen. Er könne nur die Ach¬

tel zucken, wenn man ihm von Unstimmigkeiten zwischen
'den beiden Länoern spreche. Aus der aufrichtig geführten
Diskussion ergab sich völlige Uebereinstimmung. Lloyd Ge¬
orge versicherte lebhaft, daß die Uebereinstimmung zwischen

«Frankreich und England immer vorhanden war. Die eng¬
lischen Truppen seien nicht nach Frankreich gekommen und
England habe nicht die großen Opfer gebracht, um Frank¬
reich das eine mal von den deutschen Truppen zu befreien,
sondern um es immer vor einer solchen Invasion zu schüt¬
zen. Frankreich und England bleiben brüderlich vereint.
.— In dem Haß und Neid gegen das tüchtigere
Deutschland.
Belgien pocht auf die Versprechungen der Entente.

Amsterdam. 6. April. Das Niederländische Presse-
Lureau Radio meldet aus Washington, daß König Albert
-von den Alliierten die Einlösung der früheren Besprechungen
«erlangte. Es kamen drei Belgien betreffende Fragen zm
Sprache: 1. Der Vorschuß von 2 Milliarden, 2. die Aus¬
fuhr von Rohstoffen nach Belgien und 3. die Abtretung
Des linken Scheldeufers und der limburgischen Land¬
enge . — Das sind Forderungen, die Holland betreffen.
Bisher hat die Scheldemündung Holland gehört und eben¬
falls die limburgische Landzunge. Holland will auch unter
«einen Umständen diese Rechte preisgeben, und hat erklärt,
Laß es kein deutsches Gebiet für diese etwaigen Verluste
als Entschädigung nehmen wolle. Man sieht aber, daß die
Alliierten treu ihrem Prinzip einfach den Besitz anderer
Länder verteilt haben. So war's mit den Türkei, mit
Desterreich-Ungarn, mit Deutschland, so ist's jetzt mit Hol¬
land. Die Schristl.

Angebliche Mitteilungen eines Mitglieds
der englischen Friedenskommisfiou.

Genf, 5. April. Aus London wird gemeldet: Ein
hervorragendes Mitglied der englischen Friedensdeleggtion^

M dicht MäMik fein M . in dem jedoch die MMMg
Post" Lloyd George erblickt, machte sein Korrespondenten
der „Westn'.inister Gazette" interessante Mitteilungen über
den Stand der Friedensverhandlungen. Danach wird be¬
sonderer Wett auf baldigen Abschluß des Friedens mit
Deutschland gelegt. Die Frage der ehemaligen österreichischen
Gebiete könne später geregelt werden, und Italien müsse
sich kn dieser Hinsicht noch etwas gedulde»̂ Der Fttedens-
schlutz mit Deutschland werde in England und Frankreich
eine große Enttäuschung Hervorrufen, da die Beitreibung dev
von Deutschland geforderten Kriegsentschädigung nur zu
einem sehr geringen Bruchteil möglich sein werde. Der
Gefragte setzte auseinander, daß es unmöglich sei, gegen
Deutschland Zwangsmaßregeln anzuwenden, da die alliierten
Besatzungsheere eine jährliche Ausgabe von 350 Millionen
Pfund erforderten. Diese Ausgabe würde sich ins Unge¬
messene steigern, wenn die Alliierten weitere Gebiete für die
Eintreibung ihrer Forderungen besetzen wollten. England
und Amerika würden sich weigern, neue Armeen zu stellen,
da sie die Wehrpflicht nicht verlängern wollen. Auch in
territorialer Hinsicht werde man gerecht sein. Hierfür werde
Polen ein Prüfstein sein. Wenn man hier gegen Deutsch¬
land ein Unrecht begehe, beseitige man alle Aussichten auf
dauernden Frieden. Im Zusammenhang hiermit soll er¬
wähnt werden, daß die „Mormng Post" die persönliche
Haltung Amerikas gegenüber Deutschland rügt und Wilson
den Vorwurf der Geheimdiplomatie macht. Sie schreibt,
Wilson könne nicht verbergen, daß er nicht für die große
Sache arbeite für die ganz Europa gekämpft habe, sondern
daß er Deutschland unterstütze. Es sei deshalb richtig,
Amerika nicht mehr als Verbündeten zu bezeichnen. —
Man wird gut tun, die Aeußerung mit Vorsicht aufzunehmen.
Der deutsche Außenminister über die Absichten der Entente

bezüglich der Lösung der Schuldfrage.
(WTB .) Berlin , 8. April . Der Reichsminister des

Aeußern Graf Vrockdorff-Rantzau gab einem Vertreter
der „B . Z. a. Mittag " aus eine Anfrage , wie sich die deut¬
sche Regierung zu der Nachricht verhalte , daß die Pariser
Konferenz beabsichtige, einen einseitigen Schuldspruch gegen
Deutschland als alleinigen Urheber des Weltkrieges zu
fällen , und daß ein Ententegerichtshof eingesetzt werden
solle, um die Schuldigen zur Rechenschaft zu ziehen, eins
Erklärung ab, in der es u. a . heißt : Ich mutz die Nach¬
richt als wenig wahrscheinlich bezeichnen. Die deutsche
Regierung würde sich ein so einseitiges Verfahren nicht ge»
fallen lassen. Die Entente will als Kläger auftreten ; sie
kann deshalb nicht zugleich Richter sein. Dies um so
weniger , als sie offenbar den neutralen Gerichtshof fürch¬
tete , den wir vorgeschlagen haben ; denn wir sind eben¬
falls in der Lage, Anklagen vorzübringe « und zu be¬
gründen . Vdn der Feststellung des wahren Sachverhalts
versprechen wir uns die Entgiftung der internationalen
Beziehungen . Das ist es, worauf es nach allen Fehlern
der Vergangenheit für die Gegenwart und Zukunst an¬
kommt und ich sehe darin meine hauptsächlichsteAufgabe.
Soweit dies durch Klärung der Schuldfrage geschehen
kann, werden wir unsererseits durch die beabsichtigte Ein¬
setzung eines Staatsgerichtshofes auch ohne die Mitwir¬
kung unserer Gegner dazu beitragen.
Der deutsche Außenminister über die Bündnisfrage.

Berlin, 7. April. Graf Brockdorf-Ranßau gewährte
einem Vertreter des „Berliner Tageblatts" eine Unterredung,
über deren Verlauf das Blatt' berichtet: Auf die Frage, ob
der Reichsminister des Aeußern glaube, daß Deutschland
sich künftig Bundesgenossen zu suchen habe, antwortete
Graf Brockdorff: Es scheint, als ob die ganze Welt wieder
von der Angst vor der übermächtigen Koalition befallen
sei. Die Bundespolitik, das hervorragendste Charakter¬
istikum der internationalen Beziehungen in der letzten Ge¬
schichtsperiode, hat immer wieder zu Krisen und bewaffneten
Konflikten geführt. Es ist bisher richtig, daß gute Bünd¬
nisse der Entwickelung der beteiligten Staaten auf einige
Jahrzehnte genützt haben, aber es müssen endlich einmal
neue Wege gegangen werden. Es gilt, alle Staaten um
ihr gemeinsames Interesse zu sammeln, d. h. die Idee des
Völkerbundes realpolitisch und kulturell fruchtbar zu machen,
lieber Bündnispolitik irgend einer Art kann also erst dann
gesprochen werden, wenn es sich erweisen sollte, daß die
kommenden Friedensverhandlungen keine Plattform für die
ehrliche Durchführung des Völkerbundes zu schaffen ver¬
mögen, den ich schon einmal als Gesellschaft Gleichberecht¬
igter charakterisierte.

Die deutsche Kolonialgesellschaft an Wilson.
Berlin» 7. April. Die Deutsche Kolonialgesellschaft

hat einen offenen Brief an den Präsidenten Wilson ge¬
richtet, in dem sie unter Hinweis auf den Punkt 5 seiner
Ansprache an den Kongreß betont, daß Deutschland ein
Anrecht auf Kolonien habe. Dabei wird ausgesühtt, daß
die 14 Punkte von Deutschland und seinen Gegnern als
Grundlage für die Friedensverhandlungen angenommen
worden sind. Später habe nun nach Zeitungsmeldungen
Präsident Wilson sich dahin geäußert, daß Deutschland den
hilflosen Völkern einiger der von ihm annektierten Kolo-
nien unerträgliche Lasten und Ungerechtigkeiten auserlegt
habe, und daß Deutschland mehr an der Ausrottung dieser
Völker als an deren Entwicklung gelegen habe. Gegen
diese Bemerkung nimmt die KolonialgesellschaftStellung.
Sie betont, daß die Worte Wilsons in Widerspruch stehen
mit dem, was objektiv Lenkende Neutrale und Engländer
vör dem Kriege gesagt haben. Unter Hinweis auf die
Tätigkeit der deutschen Beamten, der deutschen Aerzte und
der deutschen Missionen wird der Nachweis erbracht, daß

Misischland den Vergleich»nit anMSn Ländern ruhiga'us-
halten kann. Im Gegensatz zu Deutschland aber haben
sich, so wird ausgesühtt, unsere Gegner zahllose Verstöße
zuschulden kommen lassen. Es wird dabei auf den Bruch
der Kongoakte und die Zerrung afrikanischer Eingeborener
auf den deutschen Kriegsschauplatz hmgewiesen. Die Ko¬
lonialgesellschaft betont, daß Deutschland im Vertrauen auf
die 14 Punkte Wilsons eine gerechte Regelung der koloni¬
alen Frage erwartet, und sie stützt sich bei ihrem Ber»
Langen auf das Wort des Amerikaners Forbes: „Von
allen Schutzherren in Afrika hat der deutsche die reinsten
Händel"

Die Ursache der ägyptischen Unruhen.
Frankfurt , 6. April. Die „Franks. Ztg." meldet

aus dem Haag: Eine aus London hier eingetröffene Per¬
sönlichkeit, die mit den Londoner Verhältnissen durchaus
verstaut ist, teilt mit, daß die Bedeutung der Unruhen in
Aegypten viel größer sei als zugegeben wird. Die Ursache
liege darin, daß von den englischen Militärbehörden Tau¬
sende von Fellachen zum Dienste in den Etappen gezwungen
wurden, wobei ein großer Prozentsatz das Leben verlor.
Das erzeugte eine weitgehende Unzufriedenheit in den Massen
der Eingeborenen, und während zuvor die nationalistische
Bewegung lediglich bei einer kleinen Gruppe Unterstützung
fand, findet sie heute ihre Grundlage in den breiteren Volks-
schichten. Daß man auch in London diese Vorgänge ernst
nimmt, zeigt eine Rede Churchills, der die Notwendigkeit
der Ausrechterhaltung einer stacken Annes zum Teil damit
begründet.

Wie die bolschewistische Regierung sozialisiert.
Die deutschen Jndustrieunternehmungen in Rußland

sind durch die bolschewistische Regierungsmethode langsam
erdrosselt worden. Die Berliner Firma Siemens u. Halske
besaß ein großes blühendes Unternehmen , die „Russischen
Elektrotechnischen Werke Siemens u. Halske A.-E ." in
Petersburg . Bei Ausbruch des Krieges sah sich das
Petersburger Werk von seiner technischen und finanziellen
Verbindung mit dem Berliner Stammhauss äbgeschnitten.
Es mutzte sich aus eigene Füße stellen. Alan suchte Mili¬
täraufträge und baute Telegraphenapparate , Fernsprech¬
apparate , Apparate der drahtlosen Telegraphie u. a. rn,
Große Heeresausträge kamen herein . Im Frühjahr 1915
wurde das Aktienkapital von 1,4 auf 7 Millionen Rubel,
das find 14 Millionen nach Friedenswährung vermehrt
und das Werk vergrößert . 1916 beschäftigte es etwa 2009
Arbeiter gegen 700 im letzten Friedensjahre . Im Marz
1917 brach die Revolution aus . Die Arbeiter und An»
gestellten stellten maßlose Forderungen auf Lohnerhöhung
und Verkürzung der Arbeitszeit . Die Erzeugung sank
aus 50 Prozent . Nach der Oktoberrevolution hörte die
Arbeitsfähigkeit fast gänzlich aus. Die Lohnfrage wurde
nunmehr von der bolschewistischen Regierung geregelt;
denn die Sozialisierung sollte mit Macht in die Wege ge¬
leitet werden. Die Erzeugung sank aus 10 Prozent iist
Vergleich zu der des Jahres 1916. Nach Beendigung de«
Krieges wurden sämtliche Staatsausträge annullierte
Private Aufträge gingen nicht mehr ein ; denn das
Wirtschaftsleben lag darnieder . Die Preise stiegen ins
Ungeheuerliche. Ein Morseapparat , der 1914 nur 147
Rubel kostete, stellte sich 1918 aus 38 VVV Rubel ! SchSst
Mitte 1917 konnten Gehälter und Löhne nicht mehr aus
den Erträgnissen der Erzeugung gedeckt-werden. Die Re¬
gierung gab Vorschüsse. Die Löhne und Gehälter stiegen
weiter . Seit dem Herbst 1918 wurde die Gesellschaft mit
vielen Millionen der bolschewistischen Regierung verschul¬
det. An einer Rückzahlung war nicht zu denken. IM
September 1918 sprach die Regierung daher die Verstaat¬
lichung des Werkes aus . Ganze 25 Angestellte und 80
Arbeiter von ehemals 2000 waren noch vorhanden ! Sie
wurden Staatsbeamte , konnten aber nicht viel mehr tun,
als das vorhandene Inventar notdürftig instandhaltem
Nach langer , zielbewußter Friedensarbeit schlief unter best
Folgen des Bolschewismus der Betrieb gänzlich ein.
Vordringen des Bolschewismus in dev Entenieländern . '

Berlin , 7. April . Den „Pforzh . N. Nachr." wird ge¬
meldet : Eine Reihe neuer Nachrichten bringen aufs neue?
zum Bewußtsein , daß die bolschewistischen Ideen immer!
weiter Vordringen. In Italien  hat die sozialistisch^
Partei beschlossen, eine Kundgebung an die Regierung zui
richten, die die Hoffnung auf ein^n Wilsonfrieden ent¬
hält . Das internationale Proletariat müsse sich durchs
gleichzeitigen Generalstreik den in Paris auftretende «?
imperialistischen Bestrebungen widersetzen. Für Italien?
wird insbesondere die Abschaffung der Monarchie und des
Senats sowie das allgemeine Stimmrecht gefordert . Iw
Irland  nehme die Arbeiterbewegung , wie der „C. della
Sera " meldet, immer schärfere Formen an. Die bolsche¬
wistische Idee findet in der irischen Arbeiterschaft iM
Gegensatz zu England immer mehr Anhänger . Die Sinn^
Feiner werden aus dieser Tatsache Nutzen für sich zu zie¬
hen versuchen. - ;

Aus bester Quelle wird aus Paris  vollkommen glaub¬
würdig gemeldet : Es ist psychologisch sehr bezeichnend,?
daß, wahrend die französische Regierung nach außen immer!
den starken Mann spielt und ihre Geschlossenheit und EiM
heit aufrecht zu erhalten trachtet , die gesamte nationale
Lage mit steigender Besorgnis betrachtet wird . Zu dew
Unstimmigkeiten , Pie im Schoße der Regierung bestehen^
kommt jetzt die Furcht vor dem Ueberschlagen der bolschs^
wistischen Welle nach Frankreich. Es läßt sich nicht mehrj
leugnen , daß tzä? Pronunzjginento der französischen Sog
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.Revolution Eindruck gemacht haben und den Regierenden
Linen gewaltigen Schrecken einjagten . Die Regierung be-
Rndet sich in einer Sackgasse. Clemenceau fürchtet, und
Mit Recht, daß die Bogenüberspannung aus der Friedens«
Konferenz fallen gelassen wird und datz dann alle Folgen
auf sein Haupt kommen. Es gärt bedenklich in Frank¬
reich. Ein bolschewistischer Funke genügt, um das Pulver-
4äh auf dem das Kabinett Clemenceau sitzt, in die Lust
Lu sprengen. Der russische Bolschewismus ist in Frank¬
reich bereits an der Arbeit und der Boden ist vorbereitet.
Clemenceau droht jetzt der Zusammenbruch seiner ganzen,
auf Haß und Gewalt eingerichteten Pläne . Man fragt
jsich täglich, wie lange sein kluger Kopf gegenüber diesen
Schwierigkeiten noch Herr zu bleiben vermag.
tDer Österreich. Staatskanzler über die auswärtige Lage.

(WTB .) Wie «, 5. April . Heute begann die 4. Kon¬
ferenz der Staatsregierung und der Landesregierungen.
Waatskanzler Renner  eröffnete die Verhandlungen mit
einer Ansprache, worin er erklärte : Die panikartige Be¬
unruhigung , die von Ungarn ausgeht , ist nicht in dem
Grade gerechtfertigt, wie sie auftritt . Ich hoffe zuversicht¬
lich. daß wir , wenn uns nicht große europäische Umwäl¬
zungen mitreißen , dauernd imstande sein werden, die
demokratische Politik aufrechtzuerhalten und die Arbeiter-
Me organisch in die Verfassung einzufügen. Die Auf-
'rechterhaltung der heutigen Skaatsform hängt allerdings
'von äußeren und inneren Voraussetzungen ab. Wenn
freilich das Rätefystem in Deutschland oder in der tschecho-
Kovakischen Republik durchdringt , wäre es uns schm
Wesentlich schwerer, Stand zu halten . Datz es in Ungarn
Mzu gekommen ist, konnte uns nicht überraschen. Die
Politik der Entente  hat in Ungarn besonders unüber-
Legt und blind zugegriffen. Die kurzsichtige Politik der
Untente , insbesondere kurzsichtig wegen der maßlosen
Äorderurrzen der französischen Bourgeoisie und ihrer impe¬
rialistische« Nachläufer, kann ganz Europa in einen In¬
stand der Auflösung stürzen. Es scheint jedoch, daß der
Windruck der Verhältnisse in Ungarn aus die Ei^ nte-
prächtig genug war , dort eine Besserung zu erzeugen.
Vielleicht wird das ungarische Unglück für uns einen Vor¬
teil bringen , weil die Entente jetzt mit größerer Ge-
Mssenhastigkeit unsere Leiden beurteilt und doch davor
zurückschreckt, dieses Experiment der Amputation eines
Kandes und einer Nation an Deutsch-Oesterreich und
Deutschland noch einmal zu machen. Die durch gewisse
Agenturen in der Schweiz veröffentlichten Nachrichten sind
-durchaus unzutreffend . Infolge der systematischen Arbeit
Unseres Auswärtigen Amtes kann angenommen werden,
chatz zum mindesten Amerika und England , aber auch
»Italien gegen den Anschluß  an Deutschland nichts
'wesentliches einzuwenden haben und aus dem Anschluß
Puch keine uns schädigenden Konsequenzen ableiten wer-
jden urch daß bloß Frankreich  Bedenken hegt. Die
Maatsregierung selbst hat sich von allem Anfang an auf
Wilson und Amerika, dann , auf England und dessen un¬
voreingenommene Staatskunst gestützt. Auch die Bezie¬
hungen zu Italien wird sorgfältig gepflegt. Frankreich
schickte uns erst in den letzten Tagen einen ständigen Ver¬
treter , dessen Ankunft uns überaus erwünscht ist. Wir

' .haben aus manchen Gründen , nicht zuletzt finanzieller Zu¬
sammenhänge wegen, alte Sympathien für Frankreich.
fLeider werden die alten Beziehungen uns bis jetzt wenig
Nutzbar, da Frankreich seine Kapitalien in den nächsten
Jahren zum Teil selbst brauchen wird . Politisch aber
dstheint Frankreich den Tschecho-Slovaken verpflichtet zu
fein . Infolgedessen sind die Verhandlungen , die von wenig
gerufener Seite in Bern vorwiegend mit französischen In¬
teressenten geführt werden, fruchtlos und irreführend.
Rach den Erklärungen der Vertreter der auswärtigen
Missionen denkt die Entente garnicht daran , Deutsch-
^Oesterreich zu besetzen und zum Aufmarschraum gegen Un¬
garn zu machen. Wir finden in allen unseren wirtschaft¬
lichen Noten bei den hier weilenden Ententemissionen
.Entgegenkommen. Unsere Politik ist im allgemeinen da¬
chin gerichtet, daß Deutsch-Oesterreich in keine einzige

ellköpäcsche Äffäke^ ckkehr verwickelt wird üW ittsbesock-
dere, daß es aus der frühere « Gemeinschaft mit der
Tschecho-Slovakei , Südslavien , Ungarn , Rumänien und
Polen möglichst bald herauskommt. Infolge der ungari¬
schen Umwälzung verstärkt sich immer inehr der Eindruck,
daß in diesen Gebieten sich ein größeres Mazedonien ent¬
wickelt. Gerade dieser Umstand muß uns in der Absicht
bestärken, unser Land und Volk möglichst rasch aus dem
brennenden Hause herauszuführeu , und den Anschluß zu
verwirklichen. Da Deutschland sich in der allgemeinen
Auflösung auch unseren bisherigen Feinden immer mehr
als Element der Konsolidierung Europas erweist und da¬
durch auch für den Westen erhöhten Wert gewann , ist es
mir unzweifelhaft , daß die Anschlußpolitik siegreich sein
wird, wenn nicht im letzten Augenblick die Entente
Deutschland ganz unerträgliche Bedingungen auferlegt
und selbst dort einen Umsturz bewirkt . Geschieht dies
nicht, so dürfen wir hoffen, daß wir gemeinsam aus der
großen europäischen Verwickelung herckuskommen, soweit
es eben besiegte Maaten können.

, M 8M Md Land.
Calw, den 8. April 1919.

Das Verhältnis der süddeutschenStaaten zum Reich.
(WTB .) Die am 29. Mürz 1919 in Stuttgart  ver¬

sammelten Vertreter der Regierungen von Bayern . Würt¬
temberg, Baden und Hessen haben sich mit den Beschlüssen
des Verfassungsausschusses der verfassunggebenden deut¬
schen Nationalversammlung über das Verhältnis des
Reiches zu den Gliedstaaten befaßt . Sie sehen in diesen
Beschlüssen, soweit sie von der Regierungsvorlage abwei¬
chen, eine Uebertreibung des Einheitsgedankens und eine
ernste Gefahr für die Erhaltung des Eigenlebens der
Gliedstaaten . Dis Beschlüsse find in der Notwendigkeit,
eine starke Neichsgewalt zu schaffen, in keiner Weise be¬
gründet ; sie sind vielmehr geeignet, dieselbe zu unter¬
graben , da sie die Kraft der Gliedstaaten , aus denen das
Reich besteht, schwächen un ihre freudige Mitarbeit am
Wiederaufbau des Reiches lähmen . Aus diesen Gründen
müssen die Unterzeichneten Negierungen fordern , datz zum
mindesten in den folgenden Punkten die Beschlüsse des
Verfassungsausfchusses geändert werden:

1. Die Erweiterung der Zuständigkeit des Reichs darf
nur auf dem Wege der Verfassungsänderung erfolgen.
Abs. 1 des Art . 90 nach den Beschlüssen des Versassungs-
ausschusses zu Nr- 27 der Drucksachen des Achten Aus¬
schußes ist daher zu streichen. — 2. Die Ausdehnung der
Neichsaufsichtüber die Regierungsvorlage des Art . 14 des
Entwurf hinaus wird abgelehnt . — 3. Für die Stellen¬
besetzung in der unmittelbaren Neichsverfassung muß eins
verfassungsmäßige Gewähr dafür geschaffen werden, daß
hinsichtlich der in den Gliedstaaten tätigen Beamten die
Berufung von Landesangehörigen die Regel bilden soll
und Ausnahmen der Zustimmung des Gliedstaats bedür¬
fen. — 4. Gegen die nach den Beschlüssen des Versassungs-
ausfchusses zu . erwartende Verstärkung des preußischen
llebergewichts im Neichsrate haben die Unterzeichneten
Regierungen schwere Bedenken. — 5. Die Verfügung über
eigene Einnahmequellen bildet die Voraussetzung für das
wirtschaftliche und kulturelle Fortbestehen der Einzslstaa-
ten. Die Einkommenssteuer muß daher den Einzelstaaten
verbleiben , wobei jedoch das Recht des Reichs, Zuschläge
bei den Einkommen über 100 000 zu erheben. Vorbehal¬
ten wird . Ferner muß an allen übrigen Neichssteuern den
Einzelstaaten ein angemessener Anteil gesichert werden.
Die Unterzeichneten Regierungen halten die unverzügliche
Aufstellung eines Eesamtprogramms über die Möglichkeit
der Deckung des künftigen,Bedarfs der öffentlichen Ver¬
bünde — des Reichs, der Einzelstaaten und der Kommu¬
nalverbände —- die Einleitung von Verhandlungen hier¬
über und die Abstandnahme des Reichs von weiteren ge¬
setzgeberischen Maßnahmen auf dem Gebiete der direkten
Steuern bis zum Abschluß dieser Verhairdlungen für ge¬
boten. Sie schließen sich in dieser Richtung dem Schreiben
des "preuß. Finanzministers an den Reichsfinanzminister

Bekanntmachung.
' Die als Sicherheitsmaßnahmeam 3. 4. verfügte Sperrung
des gesamten Privatkrastwagenverkehrs wird mit sofortiger
Wirkung , aufgehoben. Die Ueberwachung des nicht militärischen
Verkehrs bleibt in verschärfter Form vorläufig bestehen. Das
Haltezeichen der Ueberwachungsmaiinschaften ist bei Gewärtigimq
rücksichtslosen Einschreitens, gegebenenfalls mit Waffengewalt
zu befolgen.

Stuttgart , den 7. April 1919.
-r, _ _ Gez.: Herr mann, Kriegsmiuister.

Grundbuchamt Calw.

Ws- Md Arten-MW.
Friedrich Schab, Küfermeister, hier , bringt sein Anwesen

Geb.-Nr. 288 1 s 03 qm Wohnhaus mit Kiifereiwerkstätte,
Stall und Hofraum im Zwinger,

Parz .-Nr. 328 1 s 17 qm Gemüsegarten hinter diesem Haus,
am Mittwoch , den 16. April 1919, nachmittags 2 Uhr,

auf dem Rathaus in Calw zum zweiten und letztenmalöffent-
!AL "p ^ °igerung. Das Haus eignet sich auch vermöge
feiner Lage und Einrichtung zu jedem andern Handwerksbetriebe.

, Den 7. April 1919.
Epundbuchheamter: Gerichtsnotar Kra yl,

Etadtschnltheißenamt Calw.

Bei ix» Entleerung der Mmtgrnre»
wurde in letzter Zeit wiederholt festgestellt, daß in dieselben

LüMAkn, Speiseüberreste. zerbrochenes Geschirr
und sonstige GebrauchsgegenstSnde

hineingeworsen werden.
Hiedurch ist die ordnungsmäßige Eutle rung der Abort-

gruben sehr gehindert, wenn nicht ganz unmöglich gemacht.
Alle derartigen Gegenstände sind durch die städtische
Müllabfuhr auf den Schuttplatz verbringen zu lassen.

Bei ferneren derartigen Anständen müßte der Besitzer der
Grube polizeilich bestraft, bczw. die Entleerung der Grube durch
die Stadt abgelehnt werden.

Calw , den 7. April I9l9.
Stadtschultheißenamt : Eöhner.

Ig. Schüler sucht nach Ostern
gut möbliertes

Zimmer
wenn möglich mit Kost.

Angebote unter F . H. an
die Geschäftsstelle des Blattes.

Schwarzseidener

Handbeutel
mit größerem Geldbetrag aus
dem Bahnhof verloren.

Abzugeben gegen gute Be»
lohnung im Adler in Calw.

vom 19. März 1919 S . Z. 491 an . — 6. Die Erhebung und
Verwaltung der Zölle und Verbrauchssteuern muß den
Einzelstaaten , die darauf Gewicht legen, belassen werden.
Die Art . 115 der Regierungsvorlage ist daher wieder
herzustellen. — 7. Die- Aufstellung von Grundsätzen für
die Zulässigkeit und Erhebungsart von Landes - und Kom¬
munalabgaben kann dem Reich nur in den Schranken zu-'
gestanden werden, daß Schädigungen der Einnahmen oder
der auswärtigen Handelsbeziehungen des Reichs verhin¬
dert , sowie im inneren Verkehr Doppelbesteuerungen,
Steuerbenachteilungen der eingeführten Waren gegenüber
den eigenen Erzeugnissen und Ausfuhrprämien aus¬
geschlossen werden. — 8. Gegen den Beschluß des Verfas¬
sungsausschusses, wonach die Neubildung von Ländern aus
einem Gliedstaat oder die Abtrennung von Gebietsteilen
eines Gliedstaats durch einfaches Neichsgesetz auch gegen
den Willen des betreffenden Gliedstaats soll erfolgen kön¬
nen, muß entschieden Widerspruch erhoben werden.

Für Bayern : Hoffmann , Ministerpräsident ; für Würt¬
temberg : Blos , Staatspräsident ; für Baden : Geiß, Mi -'
nisterpräsident ; für Hessen: Ulrich, Ministerpräsident.

Kapitakertragsteuer.
Die Kapitalertragsteuer, die im Entwurf des Reichs-

schatzamtes vorgesehen ist, soll dm Gedanken verwirklichen,daß
das arbeitslose Rcnieneinkommen in höherem Maße zur Trc-
gung der Steuerlasten herangezogen wird, als das erar¬
beitete Einkommen. Von allen Zmseinnahmeu beansprucht
der Staat ein Zehntel. Dis Einnahme aus der Steuer
schätzt das Reichsschatzamt auf nicht weniger als 1,3 Milli¬
arden jährlich. Die Kapitalertragsteuerwürde damit den
höchsten fortlaufenden Ertrag von allen bis jetzt bestehenden
Reichssteuern direkter oder indirekter Art erbringen. Die
Verzinsung für 26 Milliarden Kriegsanleihen wäre damit
aufgebracht. Die Steuer hat der Zinszahier abzrrliefern.
Da mir die Kapitalanlage getroffen inerden soll, so fallen
Wechsel, die zur Bezahlung von Waren ausgestellt werden,
nicht unter das Gesetz und ebensowenig sott die Kreditie¬
rung von Waren als „Darlehen" gelten. Solche Kreditie¬
rungen sollen vielmehr erst dann steuerpflichtig sein, wenn
die Forderung länger als 3 Fahre gestundet worden ist;
nur in diesem Falle nimmt der Entwurf an, daß es sich in
Wahrheit um eine Kapitalanlage handelt. Eine weitere
Einschränkung des Umfanges der Steuer betrifft die Kredit¬
anstalten. Wenn bei den Kreditinstituten(Banken, Spar¬
kassen, Hypothekenbanken usw.) einmal der Depositen- oder
Psandbriefgläubiger von dem ihm zusließenden Ertrag die
Steuer zahlen müßte und wenn außerdem auch die Kredit¬
institute selbst für die Erträge, die ihnen von Kreditneh¬
mern, von Hypothekenschuldnernusw. zufließen, steuerpflichtig
wären, so würde das auf eine Doppelbesteuerung hinaus¬
laufen. Dies ist im Gesetzentwurf dadurch vermieden, daß
die den Banken usw. zufließenden Erträge von der Steuer
befreit sind.

Pforzheim, 8. April. Am Samstag sind 25 Neu-
erkrankungen an Typhus gemeldet worden, sodaß sich der
Gesamtkrankenbestand auf 2377 stellt.
Für die Schriftl. verantwortlich: Otto Seltinann,  Calw.
Druck und Verlag der A. Ölschläger'schen Buchdruckerei, Calw.

Reklametett.

»rbeltst rarod, sparsam und ruvsrlLrsIg
Sakra»»» an:

^ z « ISI,Lb1 . lI «(
vdarloUsnburg9

«kl-KDM.s.
Messerbalken und Ersatz-Mähmesser sollten im
Interesse rechtzeitiger Lieferung jetzt bestellt werden.

Gg. MMWH. MschivenimWtle.
Von Oberreichenbach bis

Liebenzell
Deckbett

verloren gegangen. Abzugeben
gegen Belohnung im
Hot.Hirschu.Lamm,Hirsau

Echte

8«U « >.
empfiehltC. Erbe.  Tübingen.

Gurerhaltenen

Kinderwagen
verkauft
Johann Döß, Stammheim.

Dung
verkauft
_ A. Lutz,Leder-M
in Gebinden zu 2' /, und S
Kilogr. empfiehlt
Franz Mann , Kroneng .108^



Ottenbronn, de» 7. April 191L

Todes-Anzelgr.
Verwandten und Bekannten machen wir schmerz«

erfüllt die traurige Mitteilung, daß es Gott dem All«
mächtigen gefallen hat, unseren lieben Sohn und
Bruder

Nitz ReWdtt
im Alter von Lv Jahren nach kurzer schwerer Krank¬
heit zu sich zu rufen.

3 » tiefer Trauer:
die Mutter : Barbara Nachfelder»

und Geschwister.
Beerdigung Mittwoch mittagS Uhr.

MUk-MMMM
M .-MWI

(Ost ?8ekavallme - Schühm - OoVs)

stellt noch ein:

SceMiere. LWemiMer. Mie
«.eslWcne LilterrWae aer DioP-
Meb.Mrlse,mterlöidifch gesmie
Mmschiste«. Auch Weifte»,Spiel-

leute,HMawLa»-d«w«nM
liebliche Bedingungen.
Miliiärpapiere , Aufenthalisnachmeis seit

der Entlassung und polizeiliche Anmeldung
witbringen. — Persönliche oder schriftliche
Meldung bei der Werbestelle des Regi¬
ments Berlin -Wilmersdorf » Kaiserallee
1— 12 (Nähe des Bahnhofs Zool . Garten )

Ausweis zur Erlangung von Mililär-
fahrkarten wird aus schriftliche Meldung
übersandt. Fahrgeld wird bei endgültiger
Einstellung erstattet.

S Jutterschn'idmaschinen
und Transmissionen,
Wge. Egge«. KreiHseil.

Zauch.pumpen
und ArüLemvagen

empfiehlt

8g. Mcheuhuth, MischiueuMWite.

Zu verkaufen:
1 gedr., sehr gut erhaltenen

KiichruschrM
1 fast neues
Spirit»

1 größerer

SpiriMocher.
Liebenzell , Alexanderstr.

Echwarzwaldhaus.

VeMsMtzlMgkeitrvneili CM
Am Dienstag de» rs . April ISIS, nachmittags4 Uhr.

findet im Bezirlsrachesaale«ine allgemein« Mitglieder,
statt.

lkageHrdnung  r
1. Bericht Wer den Stand des Vereins:
L Bericht übe, di« Finanzen des Vereins;
ö. Wahl der Mitglieder des Ausschusses;
4. Aussprache über die Frage der Anstellung eine,

Vezirkspflegerin für den Bezirk Talw.
Im Anschluß hieran, soweit geboten, Sitzung des neu-

gebildeten Ausschuss»«.
Vorstand:

Oberamtmann E ö ». Dekan Zeller.

Empfehle mich der werte» Einwohnerschaft von
hier und Umgebung in der

RmiserrizW, smie iin WMe«
M AMgel«vi«

Herm-A.IsMOihm.
Für tadellosen Sitz nllrd garantiert.

Gut« Bedienung. Billige Preise.
Um geneigten Zuspruch bittet

Hans Gößwein , feine Herrn - u. Damen¬
schneiderei Calw ; Obere Markistraße 34.

SMm'sitze Höhere
HilMWule CM.
" ' ' : 23. April.

Empfehle mich bestens in
sämtl.
Abänderung »- und ,

Flickarbeiten
Gottlob Sedelmaier,

Schneider, Lederstr. 168 h.

Schöne Mirzither,
sowie älteren guten

Kinderwagen
hat billig zu verkaufen

der Obige.

Fernsprecher
Nr. 109

Gesucht werden:
2 Platzarbeiter
1 Schäftemacher

Calw, den 8. April 1910.

Monatsfrau
oder Mädchen

sofort gesucht.
Handelslehrer Döhn,
Hermannstr . 654.

Liebenzell.

Mädchen,
gesundes, kräftiges, das melken
bann, für Haus und Garten¬
arbeit In christl. Haus zu altem
Ehepaar ohne Kinder sogleich
oder später gesucht.

Frau Anna Schoppe.

Nach Wildbad gesucht
17—18 j. ehrl. williges

Mädchen
für Mai.

Angeb . an Frau Pfau,
Bäckerei und Conditorei,
Wildbad , Olgastratze 20.

wird so bald als möglich zu
mieten «v. zu kaufen gesucht.

Angebote unter G. L. 100
an die Geschäftsstelled. Zig.

NMMeitrM EM/LV
1 Schneider
8 Taglöhner
3 Zimmerleute

Verwalter Protz.

Solider, zuverlässiger

Fahrknecht
findet in 14 Tagen Stelle bei

Wilh . Deker,
Vad Liebenzell.

Ein jüngerer

Knecht
oder kräftiges

Dienstmädchen
für sofort getzrcht. Gute Be¬
handlung zugefichert.

Paul Rau , Gärtnerei
Birkenfeld O.-A. Neuenbg.

Glisthsf, Hotel

stiiäoll lllumer, ing««iem
unä

?käll st)äkie,' verwitwete stein,ged.Aaihmsnn
geben ihre OermahiUllg bekannt.

Aeilkierrtaät.  kn<i« MLrr M9.

isrUkN seskweir

Geschastseröffnung
u. Empfehlung.

Der verehrten Einwohnerschaftv. Calwu. Um-
gebnngz. gcfl. Mitteilung, daß ich am 8. April meine

LonMsM «. LZlL
mit Weinrestaurant eröffne.
Es wird mein Bestreben sein meine Gäste so

gut wie möglich zu bedienen. Ich bitte mein Unter¬
nehmen giitigst zu unterstütze».

Hochachtungsvoll

Wilhelm Wurster
G . Rein Nachf ., Calw  Marktstr . 75.

Höhere Schile»MenzeL
Vegim der men SchvWrr
1. M it. morrens9 Uhr.

Anmeldung von neuen Schülerinnen Donnerstag
nachmittag, de« 10. April.

' Die Vorsteherin I . Linke.
Ealw.

Eine eichene

SchWimer-
EinrichlW

hat besonderer Umstände halber
preiswert zu verkaufen.

Chr. Niedhammer,
Möbelschreinerei.

SanitSts-
roaren

Mler-Drsgckie!
Calw.

Herde

oder Fremdenpenfion von
tüchtigen Eheleuten zu über¬
nehmen gesucht. Ang. unter
Sch.2 an die Geschästsst. d. Bl.

Unlerzeichneier verkauft am
Mittwoch Vormittag 10 Uhr
1 paar neue

Heuleitern,
1«e«e Steigleiter,

1 bereits noch neu«
HmddreschmWe
sowie einen Pflug.

K. Talmon , Wagners Ww.
Sieuhevgftett,

smt eine!»3«»ge«
verkauft

K. Flik, Steinhauer,
Althengstett.

" Birkenseld^
Schöne

Läufer-
Schwe ne

zu verkauseir. Zu erfragen
Bah hasste. 5.

.' -ÄLL-

verschiedener Grütze, empfiehlt
Conrad Lebzelter,

Schlossermeister, Bad Lie¬
benzell, Hindenburgftr.

Ein sehr guterhaltene»MrlsiWrbösset
mit Eiskasten und ganzem Zu¬
behör sofort zu verkaufen.

Zu erfragen in der Ge¬
schäftsstelle des Blattes.

im»-»

-»-» tzkasänasnkianälunA
HU» x RiLrksr , , >.r°n»i.
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